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Vergabeverfahren („ergänzendes Eignungsformblatt“)
(Stand: 05.12.2025)
Baumaßnahme „Umbau und Erweiterung der Zentralen Notaufnahme“
(kurz: „Umbau ZNA“)

[Hinweis: Das Formblatt liegt als beschreibbares Wordformular vor.]

[bookmark: _GoBack]Maßnahmen-Nr.:	80560-011
Vergabe-Nr.:	ZNA-80560-011
Baumaßnahme:	Umbau ZNA
Leistung/Gewerk: 	Bodenbelagsarbeiten (VE136)
Auftraggeber: 	Klinikum der Stadt Ludwigshafen am Rhein gGmbH (KliLu)
Bewerber / Bieter:	     

Wichtiger Bearbeitungshinweis:
Alle geforderten Nachweise und Erklärungen gelten gleichermaßen für Bewerber / Bieter, als auch für Bewerber- / Bietergemeinschaften. 
Das Formblatt ist vom Bewerber / Bieter auszufüllen. Änderungen oder Streichungen sind nicht zulässig und führen zum Ausschluss aus dem weiteren Verfahren, es sei denn, sie sind ausdrücklich vorgesehen. 
An den dafür vorgesehenen Stellen ist die Person des Erklärenden anzugeben.
Die nachfolgend geforderten Nachweise / Eigenerklärungen sind vollständig vorzulegen, andernfalls führt dies zum Ausschluss aus diesem Vergabeverfahren! Der Auftraggeber behält sich vor, fehlende Nachweise / Eigenerklärungen nachzufordern, einen Anspruch auf Nachforderung hat der Bewerber / Bieter nicht. Reicht der Bewerber / Bieter die Unterlagen nicht innerhalb der in Aufforderung genannten Frist nach, ist er zwingend vom weiteren Verfahren auszuschließen.
Reichen Sie daher bitte in Ihrem eigenen Interesse den Teilnahmeantrag vollständig mit allen geforderten Erklärungen und Nachweisen ein!
Falls der Bewerber / Bieter eine Erklärung nicht wie vorgesehen abgeben oder den Nachweis nicht wie gefordert erbringen kann, hat er dies in den vorgesehenen Bemerkungsfeldern plausibel zu begründen. Geforderte Mindestkriterien sind allerdings zwingend zu erfüllen. 
Mit Einreichung der Unterlagen bestätigt der Bewerber / Bieter die Korrektheit seiner Angaben.

Anmerkung zum Datenschutz:
Der Auftraggeber gewährleistet, dass die genannten personenbezogenen Daten ausschließlich für die Zwecke der Ausschreibung erhoben und gespeichert werden und keine unzulässige Weitergabe an Dritte erfolgt, siehe auch Merkblatt „Informationen wegen der Erhebung personenbezogener Daten nach Artikeln 13 und 14 Datenschutz-Grundverordnung“.

1. Vorgaben des Landes Rheinland-Pfalz:
1.1 Gemäß der Verwaltungsvorschrift „Öffentliches Auftrags- und Beschaffungswesen in Rheinland-Pfalz“ vom 18.08.2021 des Ministeriums für Wirtschaft, Klimaschutz, Energie und Landesplanung, des Ministeriums des Innern, für Sport und Infrastruktur, des Ministeriums der Finanzen und des Ministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz ist bei der Wertung der Angebote im Rahmen der vergaberechtlichen Bestimmungen bei sonst wirtschaftlich gleichwertigen Angeboten dem Unternehmen bevorzugt der Zuschlag zu erteilen, das 

a) zum Zeitpunkt der Ausschreibung im Verhältnis zu den mitbietenden Unternehmen einen höheren Frauenanteil an den Beschäftigten aufweist oder Maßnahmen zur Förderung der Gleichstellung von Frauen im Erwerbsleben durchführt. Diese Kriterien sind im Angebot durch eine Eigenerklärung nachzuweisen. Eine Anwendung dieser Regelung ist ausgeschlossen, wenn eines der gleichwertigen Angebote von einem ausländischen Bieter abgegeben wurde. 

b) Ausbildungsplätze bereitstellt oder sich an der beruflichen Erstausbildung beteiligt. Diese Kriterien sind im Angebot durch eine Eigenerklärung nachzuweisen. Eine Anwendung dieser Regelung ist ausgeschlossen, wenn eines der gleichwertigen Angebote von einem ausländischen Bieter abgegeben wurde. 

Der Bieter erklärt:

	
	Erklärungsinhalt
	Angaben des Bieters

	a)
	Zum Zeitpunkt der Abgabe des Angebots beträgt der Frauenanteil an den Beschäftigten meines / unseres Unternehmens:
	[bookmark: Text451]      v. H.

	
	Ich habe / Wir haben folgende Maßnahmen zur Frauenförderung ergriffen (bitte beschreiben): 
	[bookmark: Text452]     

	b)
	Mein / Unser Unternehmen stellt Ausbildungsplätze zur beruflichen Erstausbildung bereit:
	☐	Ja
☐	Nein






1.2 Vereinbarung über die Einhaltung der Bedingungen des Entsendegesetzes bzw. der Mindestentgeltregelung 
Erklärung (1) 
für öffentliche Aufträge, die vom Arbeitnehmer-Entsendegesetz (AEntG) vom 20. April 2009 (BGBl. I S. 799) in der jeweils geltenden Fassung erfasst werden, 
nach § 4 Abs. 1 des rheinland-pfälzischen Landesgesetzes zur Gewährleistung von Tariftreue und Mindestentgelt bei öffentlichen Auftragsvergaben (Landestariftreuegesetz – LTTG), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. November 2019 (GVBl. 334)  

Maßnahmen-Nr.:	80560-011
Baumaßnahme:	Umbau ZNA
Leistung/Gewerk: 	Bodenbelagsarbeiten (VE136)
Auftraggeber: 	Klinikum der Stadt Ludwigshafen am Rhein gGmbH (KliLu)
Bewerber / Bieter:	     
Der Bieter/Bewerber hat alle Bestimmungen des rheinland-pfälzischen Landesgesetzes zur Gewährleistung von Tariftreue und Mindestentgelt bei öffentlichen Auftragsvergaben (Landestariftreuegesetz – LTTG) in seiner jeweils geltenden Fassung zur Kenntnis genommen.  
Der Bieter/Bewerber erklärt hierzu folgendes: 
Die Beschäftigten meines/unseres Unternehmens werden vollständig/teilweise vom Arbeitnehmer-Entsendegesetz (AEntG) erfasst.  
Ich/Wir verpflichte/n mich/uns, 
1. meinen/unseren Beschäftigten bei der Ausführung der Leistung ein Entgelt zu zahlen, das in Höhe und Modalitäten mindestens den Vorgaben desjenigen Tarifvertrages entspricht, an den ich/wir/mein/unser Unternehmen aufgrund des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes gebunden ist – Tariftreueerklärung gemäß § 4 Abs. 1 LTTG –;
2. meinen/unseren Beschäftigten, die nicht dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz unterfallen oder auf die der Tarifvertrag nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz keine Anwendung findet (vgl. z. B. § 2 Abs. 4 Zehnte Verordnung über zwingende Arbeitsbedingungen im Baugewerbe), bei der Ausführung der Leistung gemäß § 4 Abs. 2 LTTG mindestens den jeweils geltenden Mindestlohn nach dem Mindestlohngesetz und der gemäß § 1 Abs. 2 Satz 2 MiLoG erlassenen Rechtsverordnung (ab 01.01.2025: 12,82 € brutto je Zeitstunde; ab 01.01.2026: 13,90 € brutto je Zeitstunde) zu zahlen – Mindestentgelterklärung gemäß § 4 Abs. 2 LTTG –.  
Dies gilt nicht für eine Leistungserbringung durch Auszubildende und nicht, wenn ein Bieter/Bewerber mit Sitz in einem anderen EU-Mitgliedsstaat beabsichtigt, einen öffentlichen Auftrag ausschließlich durch die Inanspruchnahme dort beschäftigter Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern auszuführen; 
3. Nachunternehmen sorgfältig auszuwählen und insbesondere deren Angebote daraufhin zu überprüfen, ob sie auf der Basis des zu zahlenden Mindestentgelts kalkuliert sein können; 
4. im Falle der Auftragsausführung durch Nachunternehmer, deren Nachunternehmen, Beschäftigte eines Verleihers sowie Beschäftigte des Verleihers des beauftragten Nachunternehmens die Verpflichtungen nach § 4 LTTG sicherzustellen und dem öffentlichen Auftraggeber Mindestentgelt- und Tariftreuerklärungen sämtlicher Nachunternehmer und Verleiher vorzulegen.  Dies gilt nicht, falls ein Bieter/Bewerber beabsichtigt, einen öffentlichen Auftrag ausschließlich durch die Inanspruchnahme von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern auszuführen, die bei einem Nachunternehmen mit Sitz in einem anderen EU-Mitgliedstaat beschäftigt sind; 
5. vollständige und prüffähige Unterlagen über die eingesetzten Beschäftigten bereitzuhalten, diese dem Auftraggeber auf dessen Verlangen hin vorzulegen und die Beschäftigten auf die Möglichkeit von Kontrollen durch den Auftraggeber hinzuweisen.  

     	     				     
Ort, Datum 				Firma, Name Erklärender im Sinne des § 126 b BGB

Erklärung (3) 
nach § 4 Abs. 2 des rheinland-pfälzischen Landesgesetzes zur Gewährleistung von Tariftreue und Mindestentgelt bei öffentlichen Auftragsvergaben (Landestariftreuegesetz – LTTG), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. November 2019 (GVBl. S. 334)

Maßnahmen-Nr.:	80560-011
Baumaßnahme:	Umbau ZNA
Leistung/Gewerk: 	Bodenbelagsarbeiten (VE136)
Auftraggeber: 	Klinikum der Stadt Ludwigshafen am Rhein gGmbH (KliLu)
Bewerber / Bieter:	     
Der Bieter/Bewerber hat alle Bestimmungen des rheinland-pfälzischen Landesgesetzes zur Gewährleistung von Tariftreue und Mindestentgelt bei öffentlichen Auftragsvergaben (Landestariftreuegesetz – LTTG) in seiner jeweils geltenden Fassung zur Kenntnis genommen und bestätigt dies mit seiner Unterschrift.
Der Bieter/Bewerber erklärt hierzu folgendes: 
Ich/Wir verpflichte/n mich/uns, 
1. meinen/unseren Beschäftigten, die nicht dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz unterfallen oder auf die der Tarifvertrag nach dem Arbeitnehmer-Entsendegesetz keine Anwendung findet (vgl. z. B. § 2 Abs. 4 Zehnte Verordnung über zwingende Arbeitsbedingungen im Baugewerbe), bei der Ausführung der Leistung gemäß § 4 Abs. 2 LTTG mindestens den jeweils geltenden Mindestlohn nach dem Mindestlohngesetz und der gemäß § 1 Abs. 2 Satz 2 MiLoG erlassenen Rechtsverordnung (ab 01.01.2025: 12,82 € brutto je Zeitstunde; ab 01.01.2026: 13,90 € brutto je Zeitstunde) zu zahlen – Mindestentgelterklärung gemäß § 4 Abs. 2 LTTG –.  
Dies gilt nicht für eine Leistungserbringung durch Auszubildende und nicht, wenn ein Bieter/Bewerber mit Sitz in einem anderen EU-Mitgliedsstaat beabsichtigt, einen öffentlichen Auftrag ausschließlich durch die Inanspruchnahme dort beschäftigter Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern auszuführen;
2. Nachunternehmen sorgfältig auszuwählen und insbesondere deren Angebote daraufhin zu überprüfen, ob sie auf der Basis des zu zahlenden Mindestentgelts kalkuliert sein können; 
3. im Falle der Auftragsausführung durch Nachunternehmer, deren Nachunternehmen, Beschäftigte eines Verleihers sowie Beschäftigte des Verleihers des beauftragten Nachunternehmens die Verpflichtungen nach § 4 LTTG sicherzustellen und dem öffentlichen Auftraggeber Mindestentgelt- und Tariftreuerklärungen sämtlicher Nachunternehmer und Verleiher vorzulegen.
Dies gilt nicht, falls ein Bieter/Bewerber beabsichtigt, einen öffentlichen Auftrag ausschließlich durch die Inanspruchnahme von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern auszuführen, die bei einem Nachunternehmen mit Sitz in einem anderen EU-Mitgliedstaat beschäftigt sind; 
4. vollständige und prüffähige Unterlagen über die eingesetzten Beschäftigten bereitzuhalten, diese dem Auftraggeber auf dessen Verlangen hin vorzulegen und die Beschäftigten auf die Möglichkeit von Kontrollen durch den Auftraggeber hinzuweisen.

     	     				     
Ort, Datum 				Firma, Name Erklärender im Sinne des § 126 b BG





Mit meiner Unterschrift / unseren Unterschriften akzeptiere ich / akzeptieren wir folgende Vereinbarung:

(1) Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer sind gemäß § 6 des Landesgesetzes zur Gewährleistung von Tariftreue und Mindestentgelt bei öffentlichen Auftragsvergaben (LTTG) verpflichtet, dem Auftraggeber die Einhaltung der Verpflichtung nach den §§ 3 und 4 LTTG auf dessen Verlangen jederzeit nachzuweisen. Der Auftraggeber darf zu diesem Zweck in erforderlichem Umfang Einsicht in die Entgeltabrechnungen des Auftragnehmers und der Nachunternehmen, in die zwischen dem Auftragnehmer und den Nachunternehmen jeweils abgeschlossenen Werkverträge sowie in andere Geschäftsunterlagen nehmen, aus denen Umfang, Art, Dauer und tatsächliche Entlohnung von Beschäftigungsverhältnissen hervorgehen oder abgeleitet werden können. Der Auftragnehmer und die Nachunternehmen haben ihre Beschäftigten auf die Möglichkeit solcher Kontrollen hinzuweisen. Der Auftragnehmer und die Nachunternehmen haben zu diesem Zweck vollständige und prüffähige Unterlagen über die eingesetzten Beschäftigten bereitzuhalten. Auf Verlangen des Auftraggebers sind ihm diese Unterlagen vorzulegen.
(2) Um die Einhaltung der Verpflichtungen nach den §§ 3 bis 6 LTTG zu sichern, wird gemäß § 7 LTTG für jeden schuldhaften Verstoß eine Vertragsstrafe in Höhe von 1 v. H. des Auftragswertes vereinbart; bei mehreren Verstößen darf die Summe der Vertragsstrafen 10 v. H. des Auftragswertes nicht überschreiten. Der Auftragnehmer ist zur Zahlung einer Vertragsstrafe nach Satz 1 auch für den Fall zu verpflichten, dass der Verstoß durch ein Nachunternehmen begangen wird und der Auftragnehmer den Verstoß kannte oder kennen musste.
(3) Hat der Auftragnehmer oder ein Nachunternehmen mindestens grob fahrlässig oder mehrfach gegen Verpflichtungen des LTTG verstoßen, ist der Auftraggeber berechtigt, den Auftragnehmer oder Nachunternehmen für die Dauer von bis zu drei Jahren von seiner öffentlichen Auftragsvergabe ausschließen.
(4) Der Auftraggeber ist verpflichtet, die für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 23 AEntG und § 21 MiLoG zuständigen Stellen über Verstöße des Auftragnehmers gegen dessen Verpflichtungen nach § 4 Abs. 1 und 2 LTTG zu informieren.
(5) Der Auftraggeber ist berechtigt, den Vertrag aus wichtigem Grund fristlos zu kündigen bei mindestens grob fahrlässiger und erheblicher Nichterfüllung einer Verpflichtung nach den §§ 3 bis 6 LTTG durch den Auftragnehmer.
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Ort, Datum
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Firma, Person des Erklärenden (Vor- und Zuname, Funktion)



2. Erklärung zur Unternehmensgröße 

Das Unternehmen des Bieters ist ein Kleinstunternehmen, kleines und mittleres Unternehmen (KMU) im Sinne der KMU-Definition der Europäischen Union*:
ja	|_|		nein 	|_|
wenn ja, bitte Größe des Unternehmens angeben:
|_|	Kleinstunternehmen	|_|	kleines Unternehmen	|_|	mittleres Unternehmen
* Zur Definition des KMU: http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32003H0361&from=DE; 	
siehe auch https://www.ifm-bonn.org/definitionen/kmu-definition-der-eu-kommission/
Bemerkungen des Bewerbers/Bieters:
     


     
(Ort, Datum)
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Wir leben Medizin.




